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A Sachverhalt 

Nachdem, wie wir berichtet haben, Hamburger Gerichte bereits Widerrufsbelehrungen annullie-
ren, verlangt die neue VVG-Info Verordnung ab 1. Juli 2008 die Offenlegung des Provisionsan-
teils der Banken in den Versicherungen sowie der einbehaltenen Überschussbeteiligungen. 

Die Restschuldversicherungen, die dem Verbraucher dadurch aufgezwungen werden, dass er 
sie vor der Entscheidung über die Kreditvergabe mit beantragen muss, sind zu einem der we-
sentlichen Ausbeutungsinstrumente neuer Wucherkredite geworden. Banken holen sich über 
eine angebliche „Provision“ für die „Vermittlung“ einen Teil der Versicherungsprämie zurück, 
wobei 15% das Mindeste zu sein scheint, die Regel aber bei über 50% der Prämie liegt. Nicht 
genug damit, sie erhalten alle Prämien auch noch im Voraus und finanzieren sie in dem teuren 
Ratenkredit mit. Da sie die Provisionen beim „Rückkauf“, so heißt die vorzeitige Beendigung, 
einbehalten, können sie bei mehrfacher Umschuldung das Vielfache der extrem hohen Versi-
cherungsprämien, die 50% der Kreditkosten ausmachen können, verdienen. Soweit „Über-
schüsse“ erstattet werden, finden sie nie den Weg zum Verbraucher. Auf diese Weise leiten 
Banken Wucherzinseinnahmen über die Versicherungen und machen sie damit für die Verbrau-
cher unsichtbar. Der 11. Senat des Bundesgerichtshof setzt (wie in vielen Verbrauchersachen) 
voraus, dass die Verbraucher dies selber wünschen, dass ein Auseinanderrechnen zu schwierig 
sei und daher die Prämie auch nicht im Effektivzinssatz (merkwürdigerweise aber doch im Ge-
samtbetrag des Kredites) einbezogen werden muss. Er isoliert sich jedoch zunehmend mit sei-
ner Rechtsprechung von Gerichten und Gesetzgeber, ganz zu schweigen von der Öffentlichkeit. 

B Stellungnahme 

B.I Verbundenes Geschäfts – Nachtrag zu Servicebrief 
08/08 

Wir berichteten in unserem internen Info-Brief 08/08 bereits, dass das LG Hamburg in seinem 
Urteil vom 11. Juli 2007 (Az: 322 O 43/07, iff-Datenbank www.money-advice ID: 40856) fest-
gestellt hat, dass es sich bei einem Darlehensvertrag und der zu seiner Absicherung geschlos-
senen Restschuldversicherung um ein verbundenes Geschäft handelt, wenn die Versicherung 
durch das Darlehen mitfinanziert wird. Das Urteil ist rechtskräftig. Damit müsste für das Wi-
derrufsrecht auch auf die Widerruflichkeit der RSV hingewiesen werden, was praktisch keine 
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Bank macht. Die Konsequenz ist, dass die Widerrufsbelehrungen falsch sind und damit die Frist 
zum Widerruf nicht abläuft. Da beim Widerruf zudem die Prämienrückerstattung von der Bank 
nicht gegen die Schulden des Kreditnehmers aufgerechnet werden kann, kann der Insolvenz-
verwalter damit wirtschaften. 

Das Urteil gehört in die höchstrichterliche Rechtsprechung, weil die Berufung dagegen von der 
Bank zurückgenommen wurde (OLG Hamburg, Beschluss vom 06.02.2008, Az: 11 U 179/07), 
weil in der mündlichen Verhandlung das Gericht deutlich gemacht hat, dass es das Urteil des 
LG richtig findet und entsprechend auch so in Zukunft entscheiden wird. 

B.II Offenlegung der versteckten Provisionen 
Die verschleierten Kick-Back Provisionen sind seit langem auch in der Rechtsprechung der an-
deren BGH-Senate als Geißel der Verbraucherinformation erkannt worden. An sich handelt es 
sich um umgeleitete Zinsen der Bank, die über die Versicherer sich einen Teil der Kreditkosten 
verschleiert vom Verbraucher bezahlen lassen. Gem. § 492 Abs.1 S.6 Ziff. 4 BGB in Verbin-
dung mit dem Umgehungsverbot des § 506 S.2 BGB wären die versteckten Innenprovisionen 
schon lange als Kreditkosten anzugeben. Angesichts der Rechtsprechung des 11. Senats, der 
nicht einmal die Umleitung von Kreditrückzahlungen in ein niedriger verzinsliches Anlagepro-
dukt berücksichtigen will, trauen sich an diese Frage bisher keine Gerichte heran. 

Dies dürfte aber auch inzwischen überflüssig geworden sein. Der Gesetzgeber hat das Problem 
angefasst und zumindest für den Risikolebensversicherungsteil der RSV geregelt. (Arbeitslosig-
keitsversicherungen werden nicht direkt angesprochen) 

Am 1.1.2008 ist die Informationsverordnung zum neuen § 7 Abs. 2 und 3 des Versicherungs-
vertragsgesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2631) in Kraft getreten, die gem. § 7 
der Verordnung ab 1. Juli insbesondere für alle Lebensversicherungen und damit auch für die 
Restschuldversicherungen gilt. Danach muss ein Produktinformationsblatt (§ 4) mit wesentli-
chen Angaben vor Abschluss des Vertrages ausgehändigt werden, in dem Vertragstext selbst, 
den der Verbraucher erhält, sind ferner „Angaben zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten 
Kosten; dabei sind die einkalkulierten Abschlusskosten als einheitlicher Gesamtbetrag und die 
übrigen einkalkulierten Kosten als Anteil der Jahresprämie unter Angabe der jeweiligen Laufzeit 
auszuweisen;“ (§ 2 Abs.1 Ziff. 1 VVG-InfoV).  

Danach müssen die Provisionen jetzt offen ausgewiesen werden. Die Pressemitteilung des BMJ 
v. 21. Dezember 2007 erläutert noch einmal eindeutig den Sinn dieser Vorschrift und verweist 
dabei vor allem auf § 31 Wertpapierhandelsgesetz und die Wertpapiermarktrichtlinie. Die dort 
zitierten Vorschriften betreffen genau die Konstellation der RSV. In beiden Fällen agiert die 
Bank im Doppel mit einem anderen Anbieter. In beiden Fällen übernimmt sie die Beratung. In 
beiden Fällen muss sie ihre Verdienste offen legen. Im Einzelnen heißt es dort: 

„Die Neuregelung zur Kostenangabe liegt ganz auf der Linie anderer Vorschriften und Ge-
richtsentscheidungen zur Verbesserung der Transparenz bei Finanzdienstleistungen. So 
verpflichtet bereits die europäische Finanzmarktrichtlinie zu mehr Information über Gebüh-
ren, Provisionen, Entgelte und Auslagen bei Dienstleistungen im Zusammenhang mit Wert-
papieren. Das am 1. November 2007 in Kraft getretene Umsetzungsgesetz zu dieser Richt-
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linie sieht den europäischen Vorgaben entsprechend vor, dass beispielsweise Provisionen in 
jedem Fall separat anzugeben sind (§ 31 Wertpapierhandelsgesetz). Bereits im Dezember 
2006 hatte der Bundesgerichtshof zum Wertpapiergeschäft der Banken entschieden, dass 
der Kunde über Rückvergütungen zugunsten der Banken aufgeklärt werden muss, damit er 
beurteilen kann, ob eine Anlageempfehlung möglicherweise auch im Interesse der vermit-
telnden Bank erfolgt. Die VVG-InfoV fügt sich in diese Tendenz zu mehr Kostentransparenz 
ein und kann damit Signalwirkung auch für andere Bereiche des Versicherungswesens wie 
beispielsweise die Riester-Rente haben.“ 
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